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Steuerliche Informationen fir Mandanten Dezember 2020

Mit diesem Schreiben informiere ich Sie Uber:

1 Verpflegungsmehraufwand und Unterkunftskosten bei Auslandssemester besser absetzbar

2 Sponsoringaufwendungen eines Freiberuflers als Betriebsausgaben

3 Kind in Ausbildung - Ausbildungsfreibetrag beantragen

4 Bezieher von Kindergeld missen uber Ausbildungsabbruch informieren - Ruckforderung méglich

5 Grundfreibetrag und Kindergeld wird fiir 2021 erhdht

6 Anerkennung von Aufwendungen fur Tatigkeiten im Home-Office

7 Ermittlung des Gewinns aus der Veréuf3erung eines zum Betriebsvermdgen gehdrenden, aber teilweise
privat genutzten Kfz

8 Steuerliche Behandlung der Instandhaltungsriicklage fiir Eigentumswohnungen

9 ErmaRigter Steuersatz fur Skripte auf einer Homepage

10 ErmaRigter Umsatzsteuersatz fir Eintrittserlése flr Techno- und House-Konzerte

11 Schenkungsteuer: Urenkel sind keine Enkel

12 Kinstlersozialabgabe steigt 2021 auf 4,4 %

13 Gesetzlicher Mindestlohn steigt zum 1. Januar 2021 auf 9,50 Euro

1 Verpflegungsmehraufwand und Unterkunftskosten bei Auslandssemester besser absetzbar

Das Finanzamt muss Kosten fiir ein Auslandssemester besser anerkennen. Das hat der Bundesfinanzhof in
einer vom Bund der Steuerzahler unterstiitzten Musterklage bestétigt. Danach missten auch Ausgaben fur
den Verpflegungsmehraufwand und die Unterkunftskosten bei der Einkommensteuer bericksichtigt werden.

Die Klagerin nahm nach einer abgeschlossenen Ausbildung ein Studium auf, in dessen Verlauf sie zwei Aus-
landssemester absolvierte. In diesen Fallen bleibe die inlandische Hochschule die erste Tatigkeitsstatte, so-
dass Kosten fir Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand im Ausland als vorweggenommene Werbungs-
kosten steuerlich zu bertcksichtigen sind. Der Bundesfinanzhof verwies das Verfahren an das Finanzgericht
zur Klarung der konkreten Hohe der Kosten zuriick.

Hinweis: Im entschiedenen Fall schrieb die Studienordnung die Auslandssemester vor. Dennoch sollten
auch Studierende, die freiwillig ein Auslandssemester absolvieren, aber an der deutschen Hochschule ein-
geschrieben bleiben, die Entscheidung fiir sich nutzen, wenn das Finanzamt die Ausgaben fir Verpflegungs-
mehraufwand und Unterkunft nicht anerkennt.

2 Sponsoringaufwendungen eines Freiberuflers als Betriebsausgaben

Ein Abzug von Sponsoringaufwendungen als Betriebsausgaben setzt voraus, dass der Sponsoringempféan-
ger offentlichkeitswirksam auf das Sponsoring oder die Produkte bzw. Dienstleistungen des Sponsors hin-
weist und hierdurch fur AuRenstehende eine konkrete Verbindung zu dem Sponsor und seinen Leistungen
erkennbar wird. Wenn das Sponsoring durch eine Freiberufler-Personengesellschaft erfolgt, liegt der erfor-
derliche hinreichende Zusammenhang zum Sponsor auch dann vor, wenn auf die freiberufliche Tatigkeit und
Qualifikation der einzelnen Berufstrager hingewiesen wird.

Streitig war hier, ob Aufwendungen der Kl&gerin fir Sponsoring und in diesem Zusammenhang stehende
Darlehenszinsen als Betriebsausgaben bei den Einkiinften aus selbstandiger Arbeit abzugsfahig sind.
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Der Bundesfinanzhof gab der Klagerin Recht. Zu den Betriebsausgaben gehéren auch Sponsoringaufwen-
dungen eines Freiberuflers zur Férderung von Personen oder Organisationen in sportlichen, kulturellen oder
ahnlichen gesellschaftlichen Bereichen, wenn der Sponsor als Gegenleistung wirtschaftliche Vorteile, die ins-
besondere auch in der Sicherung oder Erhéhung des unternehmerischen Ansehens liegen kénnen, fiir sein
Unternehmen erstrebt oder fur Produkte bzw. Dienstleistungen seines Unternehmens werben will.

3 Kind in Ausbildung - Ausbildungsfreibetrag beantragen

Das Finanzamt gewahrt Eltern auch fiir erwachsene Kinder steuerliche Vorteile. Wenn Volljahrige eine Be-
rufsausbildung machen, kénnen Eltern zur Abgeltung des entstehenden Sonderbedarfs zusatzlich zum Kin-
derfreibetrag einen Ausbildungsfreibetrag in Hohe von 924 Euro jéhrlich erhalten. Dafiir muss allerdings ein
Antrag gestellt werden.

Voraussetzung fur den Ausbildungsfreibetrag ist, dass die Eltern fir das Kind Kindergeld erhalten und das
Kind zudem auswartig untergebracht ist. Solange sich das Kind in einer Berufsausbildung oder in einem Stu-
dium befindet, wird Kindergeld bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres gezahlt.

4 Bezieher von Kindergeld missen Uber Ausbildungsabbruch informieren - Rickforderung moglich

Eltern erhalten Kindergeld auch fiir volljahrige Kinder bis zum 25. Lebensjahr, wenn das Kind z. B. eine Aus-
bildung absolviert. Wenn die Ausbildung abgebrochen wird, muss das der Familienkasse gemeldet werden.

Eine Mutter hatte fir ihre Tochter Kindergeld erhalten. Diese unterbrach ihre Ausbildung wegen der Geburt
eines Kindes. Anschlielend wurde der Ausbildungsvertrag aufgehoben. Die Tochter bekam ein zweites Kind
und zog zu Hause aus. Diese Anderungen teilte die Mutter der Familienkasse allerdings nicht mit. Sie bezog
weiterhin Kindergeld, das auf die Sozialleistungen der Tochter angerechnet wurde. Die Familienkasse for-
derte das Kindergeld zuriick, als sie feststellte, dass kein Anspruch mehr bestand. Die Mutter bekam keinen
Erlass, da sie ihre Mitteilungspflichten verletzt habe.

Der Bundesfinanzhof hielt die Auffassung der Familienkasse fur rechtmaRig, denn die fehlerhafte Auszah-
lung des Kindergeldes habe die Mutter verschuldet. Ein Erlass sei auch nicht gerechtfertigt, weil eine nach-
tragliche Korrektur bei den Sozialleistungen nicht mehr méglich sei. Anders wére es, wenn die Behoérde feh-
lerhaft gearbeitet oder den Anspruch auf Rickforderung verschuldet hétte, die Eltern aber ihrer Mitwirkungs-
pflicht nachkommen waren. Dann kdnnte ein Erlass aus Billigkeitsgriinden in Betracht kommen.

5 Grundfreibetrag und Kindergeld wird fir 2021 erhéht

Der Finanzausschuss im Bundestag hat am 28. Oktober 2020 das zweite Familienentlastungsgesetz be-
schlossen und dabei den steuerlichen Grundfreibetrag fir 2021 im Vergleich zum urspriinglichen Regie-
rungsentwurf nochmals angehoben. Au3erdem steigt das Kindergeld ab 2021 um 15 Euro im Monat.

Nach dem Entwurf soll das Kindergeld zum 1. Januar 2021 fiir das erste und zweite Kind jeweils 219 Euro,
fur das dritte Kind 225 Euro und fiir das vierte und fiir jedes weitere Kind jeweils 250 Euro pro Monat betra-
gen. Der steuerliche Kinderfreibetrag steigt von 5.172 Euro um 288 Euro auf 5.460 Euro. Der Freibetrag fur
den Betreuungs-, Erziehungs- oder Aushildungsbedarf eines Kindes wird um ebenfalls 288 Euro auf 2.928
Euro erhoht, sodass sich daraus eine Anhebung der zur steuerlichen Freistellung des Kinderexistenzmini-
mums dienenden Freibetrdge von derzeit insgesamt 7.812 Euro um 576 Euro auf einen Betrag von insge-
samt 8.388 Euro ergibt.

Der steuerliche Grundfreibetrag von derzeit 9.408 Euro sollte nach dem Regierungsentwurf auf 9.696 Euro

angehoben werden. Aufgrund des inzwischen vorliegenden Existenzminimumberichts hoben die Koalitions-
fraktionen den Betrag fir 2021 um 48 Euro auf 9.744 Euro an. 2022 steigt der Grundfreibetrag wie geplant

weiter auf 9.984 Euro.

6 Anerkennung von Aufwendungen fur Tatigkeiten im Home-Office
Der Bundesrat setzt sich fur die Anerkennung von Aufwendungen fir Tatigkeiten im Home-Office ein. Dies
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geht aus der von der Bundesregierung vorgelegten Stellungnahme der Lander zum Entwurf des Jahressteu-
ergesetzes 2020 hervor.

Darin regt der Bundesrat an, das Home-Office fur Arbeithehmer steuerlich besser zu beriicksichtigen. Die
Aufwendungen, die hierflr entstehen, seien nach den geltenden Regelungen im Einkommensteuergesetz
zur Abziehbarkeit der Aufwendungen fir ein hausliches Arbeitszimmer im Regelfall nicht oder nur begrenzt
abziehbar. Daher solle geprift werden, ob und unter welchen Voraussetzungen die Aufwendungen, die flr
einen hauslichen Arbeitsplatz entstehen, der nicht zwangslaufig in einem abgetrennten Arbeitszimmer gele-
gen sein musse, zukinftig steuerlich bericksichtigt werden kdnnten. Der Bundesrat nimmt an, dass zukunf-
tig vermehrt vom Arbeitsmodell Home-Office Gebrauch gemacht werde.

7 Ermittlung des Gewinns aus der VerédulRerung eines zum Betriebsvermdgen gehdrenden, aber teil-
weise privat genutzten Kfz
Ein Steuerpflichtiger nutzte einen Pkw, den er im Jahr 2008 angeschafft und seinem Betriebsvermogen zu-
geordnet hatte, zu 25 % fir seine freiberufliche Tatigkeit und zu 75 % fir private Zwecke. Ab dem Jahr 2008
berucksichtigte das Finanzamt bei der Einkommensteuerveranlagung einerseits antragsgemaf eine Ab-
schreibung (AfA) fur den Pkw. Andererseits erfasste es wegen der privaten Nutzung des betrieblichen Pkw
auch Betriebseinnahmen in H6he von 75 % der fir das Fahrzeug entstandenen Aufwendungen einschliel3-
lich der Abschreibung. Der steuermindernde Effekt der Abschreibung wurde infolge der Besteuerung der
Nutzungsentnahme bei wirtschaftlicher Betrachtung teilweise ,neutralisiert’, weshalb der Steuerpflichtige, als
er das Fahrzeug 2013 nach vollstandiger Abschreibung der Anschaffungskosten verkaufte, lediglich ein Vier-
tel des Verkaufserloses als Betriebseinnahme ansetzte. Das Finanzamt war demgegeniber der Meinung, es
musse der volle Verkaufserlts versteuert werden.

Der Bundesfinanzhof bestatigte, dass der VerauRerungserlds - trotz vorangegangener Besteuerung der Nut-
zungsentnahme - in voller Hohe als Betriebseinnahme zu beriicksichtigen sei. Er sei weder anteilig zu kr-
zen, noch finde eine gewinnmindernde Korrektur in Hhe der auf die private Nutzung entfallenden Abschrei-
bung statt. Die Besteuerung der Privatnutzung eines Wirtschaftsgutes des Betriebsvermdgens in Form der
Nutzungsentnahme und dessen spatere VeraulRerung wirden zwei unterschiedliche Vorgange darstellen,
die getrennt zu betrachten seien.

8 Steuerliche Behandlung der Instandhaltungsrucklage fur Eigentumswohnungen

Jeder Eigentimer einer Eigentumswohnung bzw. eines Teileigentums kennt die Instandhaltungsriicklage,
weil die Eigentimer zu deren Ansammlung nach dem Wohneigentimergesetz (WEG) verpflichtet sind. Der
Verwalter der Wohnanlage erhebt Beitrage zum Ansammeln der Ricklage und verwaltet das Geld fir die
Eigentiimer. Fir selbst genutzte Eigentumswohnungen hat diese Ruicklage - bis auf die Zinsen fir das Gut-
haben - keine steuerliche Bedeutung. Wird die Wohnung aber vermietet, kbnnen die angesammelten Bei-
trage als Werbungskosten abgezogen werden. Allerdings nicht im Zeitpunkt der Zahlung an den Verwalter,
sondern erst dann, wenn der Verwalter das Geld fiir Reparaturen ausgibt. Das gezahlte Wohngeld ist in die-
sen Fallen also um die Zufiihrung zur Instandhaltungsricklage zu kirzen und um die tatsachlichen Zahlun-
gen fur Reparaturen zu erhdhen. Werden aber mit der Instandhaltungsricklage Investitionen finanziert, die
zu Herstellungskosten fuhren, z. B. fir den Neubau von Garagen, Anschaffung von Markisen (wenn es vor-
her keine gab), dann kénnen nur die sich daraus erhdhten AfA-Betrage als Werbungskosten abgezogen
werden.

Wird eine Eigentumswohnung veraul3ert, geht das Guthaben der Instandhaltungsriicklage anteilig auf den
Erwerber Uber. Dieses Guthaben gehort nicht zu den Anschaffungskosten der Wohnung und muss infolge-
dessen vom Kaufpreis vor der Aufteilung auf Gebaude und Grund und Boden abgezogen werden. Die AfA-
Bemessungsgrundlage verringert sich dadurch anteilig, aber die spateren Enthahmen aus der Ricklage sind
fur den Erwerber Werbungskosten bei den Einkinften aus Vermietung und Verpachtung. Dieser Abzug wirkt
sich auch auf die Bemessungsgrundlage fir die Grunderwerbsteuer aus, sodass es sinnvoll ist, das Gutha-
ben im Kaufvertrag besonders aufzufuhren.
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Falls der Veraul3erer durch den Verkauf einen Gewinn erzielt, ist dieser ebenfalls um das Guthaben zu ver-
ringern. Die Ubertragung auf den Erwerber fiihrt fir den VerauRerer nicht mehr zum Werbungskostenabzug.

9 ErmalRigter Steuersatz fur Skripte auf einer Homepage

Die Klagerin erstellte neben ihrer nichtselbstandigen Téatigkeit Skripte, welche als Unterrichtsgrundlagen ge-
nutzt werden konnten. Die Bereitstellung der Skripte erfolgte dabei ausschlielich auf elektronischem Wege
Uber die von der Klagerin betriebene Homepage. Sie wies in den Rechnungen den ermafiigten Steuersatz
von 7 % aus. Ein Betriebsprifer stellte fest, dass die Klagerin auf elektronischem Wege Leistungen erbringe,
die nicht dem ermafigten, sondern dem Regelsteuersatz von 19 % unterlagen.

Das Finanzgericht Miunster wies die Klage ab. Die Umsatze stellen im Inland steuerbare und steuerpflichtige
sonstige Leistungen dar, die dem Regelsteuersatz von 19 % unterliegen. Zwar kdnnen nach der Mehrwert-
steuersystemrichtlinie (MwStSystRL) die ermafigten Steuerséatze auf die Lieferung von Bichern auf jegli-
chen physischen Tréagern, einschliel3lich des Verleihs durch Biichereien sowie Lieferung von Broschiiren,
Prospekte und dhnliche Drucksachen angewandt werden. Jedoch habe die Klagerin keine Lieferungen der
von ihr erstellten Materialien auf physischen Tragern erbracht, sondern diese ihren Nutzern auf elektroni-
schem Weg als sonstige Leistungen zum Abruf und Download zur Verfigung gestellt.

10 ErmaRigter Umsatzsteuersatz fur Eintrittserldse fir Techno- und House-Konzerte

Bei den jeweils in mehreren Raumen eines stillgelegten Gebaudeareals veranstalteten Konzerten boten so-
wohl regional tatige als auch international renommierte DJs Musik unterschiedlicher Stilrichtungen (u. a.
Techno, House) dar. Im Rahmen der Veranstaltungen wurden auch (gesondert berechnete) Getranke ver-
kauft; der daraus erzielte Erlos Uberstieg die Umsatze aus dem Verkauf von Eintrittskarten erheblich. Das
Finanzgericht lehnte die Anwendung des erméafigten Umsatzsteuersatzes fur die Umséatze aus den Eintritts-
karten ab, da nicht die Musikauffihrungen im Vordergrund der Veranstaltung stiinden, sondern der Party-
oder Tanzcharakter tiberwiege.

Der Bundesfinanzhof gab dem Klager Recht. Die Wirdigung der Indizien fir die Abgrenzung von einer Kon-
zert- zu einer (nicht begulinstigten) Tanzveranstaltung sei nicht rechtsfehlerfrei erfolgt. Denn insbesondere die
RegelmaRigkeit einer Veranstaltung sei kein geeignetes Kriterium fr diese Abgrenzungsentscheidung; auch
das Wertverhaltnis der Umséatze von Eintrittskarten und Getranken kann keine ausschlaggebende Rolle spie-
len. Schlie3lich habe das Finanzgericht auch nicht dargelegt, weshalb ungewiss bleibe, ob die Auftritte der
jeweiligen DJs das ausschlaggebende Motiv fiir den ,,Durchschnittsbesucher” bilden, obwohl es diese Auf-
tritte durchaus fur geeignet hielt, Besucher anzuziehen, die 2,5 bis 3 Stunden dauernden Auftritte zwischen 1
und 4 Uhr stattfanden und mit dem Ende des Auftritts auch das Veranstaltungsende nahe war. Nun muss
das Finanzgericht im Rahmen einer Gesamtwirdigung neu dariiber befinden, ob die Auftritte der DJs den
eigentlichen Zweck der Veranstaltung bilden und ihr somit das Gepréage geben.

11 Schenkungsteuer: Urenkel sind keine Enkel

Eine Urgro3mutter schenkte ihren Urenkeln eine Immobilie. Thre Tochter (Grolimutter der Urenkel) erhielt
hieran einen Niel3brauch. Die Urenkel machten die Freibetrédge von 200.000 Euro fir ,Kinder der Kinder” gel-
tend, wahrend Finanzamt und Finanzgericht ihnen nur Freibetrage i. H. von 100.000 Euro zubilligten, die das
Gesetz fur ,Abkdmmlinge der Kinder" vorsieht.

Der Bundesfinanzhof ist der restriktiven Sichtweise gefolgt. Das Gesetz differenziere zwischen Kindern und
Abkémmlingen. Also seien Kinder lediglich Kinder und nicht sonstige Abkdmmlinge und daher seien Kinder
der Kinder lediglich Enkelkinder. Abkdmmlinge in gerader Linie gehdren zwar unterschiedslos zu der gins-
tigsten Steuerklasse |, genief3en aber gestaffelte Freibetréage. Die entfernteren Abkdmmlinge gehéren zu den
»ubrigen Personen” der Steuerklasse | mit einem Freibetrag von 100.000 Euro.

12 Klinstlersozialabgabe steigt 2021 auf 4,4 %
Zum Entwurf der Kunstlersozialabgabe-Verordnung 2021 hat das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales
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am 20. Oktober 2020 die Ressort- und Verbandebeteiligung eingeleitet. Der Abgabesatz zur Kinstlersozial-
versicherung wird im Jahr 2021 4,4 % betragen. Trotz des schwierigen wirtschaftlichen Hintergrunds gerade
fur die Kultur- und Kreativbranche durch die Corona-Pandemie muss der Abgabesatz von derzeit 4,2 % nur
geringfiigig angehoben werden.

Uber die Kiinstlersozialversicherung werden derzeit mehr als 190.000 selbstandige Kiinstler und Publizisten
als Pflichtversicherte in den Schutz der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung einbezogen.
Die selbstdndigen Kunstler und Publizisten tragen, wie abhangig beschéftigte Arbeitnehmer, die Halfte ihrer
Sozialversicherungsbeitrage. Die andere Beitragshalfte wird durch einen Bundeszuschuss (20 %) und durch
die Kunstlersozialabgabe der Unternehmen (30 %), die kiinstlerische und publizistische Leistungen verwer-
ten, finanziert. Die Kiinstlersozialabgabe wird als Umlage erhoben. Der Abgabesatz wird jahrlich fiir das je-
weils folgende Kalenderjahr festgelegt. Bemessungsgrundlage sind alle in einem Kalenderjahr an selbstan-
dige Kunstler und Publizisten gezahlten Entgelte.

13 Gesetzlicher Mindestlohn steigt zum 1. Januar 2021 auf 9,50 Euro

Wie die Bundesregierung am 28. Oktober 2020 mitteilte, wird der gesetzliche Mindestlohn bis zum 1. Juli
2022 auf 10,45 Euro brutto je Stunde erhéht. Das Bundeskabinett hat die vom Bundesminister fir Arbeit und
Soziales vorgelegte Dritte Verordnung zur Anpassung der Hohe des gesetzlichen Mindestlohns beschlos-
sen. Die Erh6hung des Mindestlohns von derzeit 9,35 Euro brutto je Zeitstunde erfolgt in vier Stufen:

e zum 1. Januar 2021 auf 9,50 Euro
e zum 1. Juli 2021 auf 9,60 Euro

e zum 1. Januar 2022 auf 9,82 Euro
e zum 1. Juli 2022 auf 10,45 Euro
Mit freundlichen GriiBen

Knut Lingott


https://www.lingott.de/

	1 Verpflegungsmehraufwand und Unterkunftskosten bei Auslandssemester besser absetzbar
	2 Sponsoringaufwendungen eines Freiberuflers als Betriebsausgaben
	3 Kind in Ausbildung - Ausbildungsfreibetrag beantragen
	4 Bezieher von Kindergeld müssen über Ausbildungsabbruch informieren - Rückforderung möglich
	5 Grundfreibetrag und Kindergeld wird für 2021 erhöht
	6 Anerkennung von Aufwendungen für Tätigkeiten im Home-Office
	7 Ermittlung des Gewinns aus der Veräußerung eines zum Betriebsvermögen gehörenden, aber teilweise privat genutzten Kfz
	8 Steuerliche Behandlung der Instandhaltungsrücklage für Eigentumswohnungen
	9 Ermäßigter Steuersatz für Skripte auf einer Homepage
	10 Ermäßigter Umsatzsteuersatz für Eintrittserlöse für Techno- und House-Konzerte
	11 Schenkungsteuer: Urenkel sind keine Enkel
	12 Künstlersozialabgabe steigt 2021 auf 4,4 %
	13 Gesetzlicher Mindestlohn steigt zum 1. Januar 2021 auf 9,50 Euro
	1 Verpflegungsmehraufwand und Unterkunftskosten bei Auslandssemester besser absetzbar
	2 Sponsoringaufwendungen eines Freiberuflers als Betriebsausgaben
	3 Kind in Ausbildung - Ausbildungsfreibetrag beantragen
	4 Bezieher von Kindergeld müssen über Ausbildungsabbruch informieren - Rückforderung möglich
	5 Grundfreibetrag und Kindergeld wird für 2021 erhöht
	6 Anerkennung von Aufwendungen für Tätigkeiten im Home-Office
	7 Ermittlung des Gewinns aus der Veräußerung eines zum Betriebsvermögen gehörenden, aber teilweise privat genutzten Kfz
	8 Steuerliche Behandlung der Instandhaltungsrücklage für Eigentumswohnungen
	9 Ermäßigter Steuersatz für Skripte auf einer Homepage
	10 Ermäßigter Umsatzsteuersatz für Eintrittserlöse für Techno- und House-Konzerte
	11 Schenkungsteuer: Urenkel sind keine Enkel
	12 Künstlersozialabgabe steigt 2021 auf 4,4 %
	13 Gesetzlicher Mindestlohn steigt zum 1. Januar 2021 auf 9,50 Euro

